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Rego—Hauptsekretär
als Urkundsbeemter
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in dem Rechtsstreit
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Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: ooeoooooooooooooaooooooo
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Beklagte und Revisionsbeklagte°

o°oßo

Der 7° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 28° September 4974

durch

Senatspräsident S c h m i t t

— Vorsitzender—,

Bundesrichter M e l l w i t z ,
Bundesrichter Dr° W i t t e ‚

Dr° L e d e re r und

N o t t b o g m

Bundessozialrichter

Bundessozialrichter

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg vom

46° Juli 4970 wird aufgehoben° Der Rechtsstreit

‚wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das
Landessozialgericht zurückverwieseno
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50° November 4959 im Alter von 48 Jahren° Er war als Labor—

helfer und Laborant am Bernhard—Nocht-Institut für Schiffs—

und Tropenkrankheiten in Hamburg tätig gewesen„ Dort war er
in der Zeit von 4947 bis 1954 nacheinander an Fleckfieber‚

Balkangrippe (Q—Fieber) und Kenia—Fieber erkrankte Der be—
klagte Versicherungsträger hatte diese Krankheiten als Berufs—

krankheiten anerkannt, jedoch keine Verletztenrente gewährto

Die Klägerin sieht in den Auswirkungen dieser Erkrankungen

die Ursache für den Tod ihres Ehemannes„ Die Beklagte lehnte

jedoch durch Bescheid vom 26° Juli 4960 eine Entschädigung

der Hinterbliebenen mit der Begründung am, LD sei an einer
Heerähmung bei frischer Coronarthrombose gestorben; es be—

stehe auf Grund der Sektion kein Anlaß zu der Annahme, daß

der Tod Folge einer Berufserkrankung sei° Die gegen diesen

Bescheid gerichtete Klage auf Gewährung von Hinterbliebenen—

leistungen war erfolglos° Das Landessozialgericht (LSG) Ham—

burg hat die Berufung der Klägerin gegen das klagabweisende

Urteil des Sozialgerichts (SG)Hamburgvom24„ Februar 4963
durch Urteil vom 42„ November 4965 mit der Begründung zurück»

gewiesen, nach den Darlegungen der Gutachter sei bei Berück—

sichtigung aller medizinisch—wissenschaftlichen Forschungs— V

ergebnisse der Herzinfarkt, den L° erlitten habe, allein die

Folge einer Coronarsklerose, auf deren Entstehung und Fort—
entwicklung die früheren Berufskrankheiten wahrscheinlich

keinen Einfluß gehabt hätten„ Das Urteil ist durch Rücknahme

der Revision rechtskräftig geworden°

Am 29° Juli 1968 überreichte die Klägerin der Beklagten

ein Gutachten von Prof„ Dr° Kr;33jy(Pathologisches Institut

der Universität Hamburg} und beantragt erneut Hinterbliebenen«
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rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung (UV)° Der

Gutachter, der die nach der Sektion archivierten Präparate
nochmals untersucht hatte, führte aus: Eine frische Coronar—

thrombose sei nicht nachzuweisen; die bisherigen Gutachten.

‘ und Urteile seien daher von falschen Voraussetzungen ausge—

mangen„ L° sei an einem akuten Herzversagen bei vorbe—

stehendem infektionös bedingten Herzmuskelschaden gestorben°

Der ursächliche Zusammenhang zwischen anerkannten Berufs—

krankheiten und Tod sei mit an Sicherheit grenzender Wahr—

scheinlichkeit zu bejahen„ Prof° Dr° "b::3i der das Sektions—

protokoll unterzeichnet hatte, erklärte auf Befragen der

Beklagten, sich der Beurteilung von Prof° Dr° K II:lgnicht

anschließen zu können„ Auch der von der Beklagten noch

gutachtlich gehörte Facharzt für innere Krankheiten Dro Sch;gg■
‚;

kam zu dem Ergebnis, der Auffassung von Prof„ Dr° K$tt:■

könne nicht gefolgt werden° #

Mit Bescheid vom 4° Oktober 4968 lehnte die Beklagte eine

Neufeststellung nach 5 627 EVO ab° Der Widerspruch der
,Klägerin wurde mit der Begründung zurückgewiesen, auf Grund

der Stellungsnahmen der gehörten Ärzte sei die gesetzlich '

erforderte Überzeugung von der Unrechtmäßigkeit der früheren
Leistungsversagung nicht zu erlangen°

Mit der hiergegen erhobenen Klage hat die Klägerin Aufhe-

bung der Bescheide und Verurteilung der Beklagten zur Ge—

währung Von Hinterbliebenenleistungen beantragto Das SG hat den

Léitenden Nedizinaldirektor Dr° H 13;als Sachverständigen

darüber gehört, ob Prof, Dr° K;gg;gibei Erstellung seines

Gutachtens neue Befunde erhoben habe und ob das Verbleiben

der Beklagten bei ihrem medizinischen Standpunkt angesichts

dieses Gutachtens ärztlichérseits offensichtlich unbegründet

sei° Das SG hat die Klage als unbegründet abgewiesen, weil

die Beklagte nach der Stellungnahme ihrer Gutachter nicht von
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der Unrichtigkeit ihres früheren Bescheides überzeugt
zu sein

brauche° Auch Dr, H■::1 habe bestätigt, daß die Beurteilung

von Prof° Dr° Kracht zwar in sich logisch sei, aber nur eine

andere wissenschaftlicne Deutung eines seiner Natur nach mehr—

deutigen Befundes darstelle° Der von der Klägerin vorge—

schlagenen Einholung eines weiteren fachpathologischen Gut—

achtens von Prof° Dr° ic:tghabe es daher nicht mehr bedurft°

Im Berufungsverfahren ist die Klägerin zusätzlich hilfs—

weise beantragt, die Beklagte zur Erteilung eines neuen
Bescheides zu verurteiLen, Sie hat auch den Antrag, ein

Gutachten von Prof„ Dr‚ HCI:Tbeim Pathologischen Institut

der Universität Marburg einzuholen, wiederholt, Das LSG hat

die Berufung zurückgew;esen„ Es hält die auf Gewährung der

Hinterbliebenenleistungen gerichtete Klage nach @441 Abs° 4
des Sozialgerichtsgeseczes (SGG) für unzulässig, weil sie einen

Streitgegenstand betreffe, über den bereits rechtskräftig

entschieden sei; Wiederaufnahmegründe seien nicht geltend

gemacht worden° Durch ainen späteren — mit dem Urteil in
Tatbestand und Rechtsfolgen übereinstimmenden — Bescheid des

Versicherungsträgers werde die Rechtskraft des Urteils auch

dann nicht beseitigt, wenn die Verwaltung darin erneut sachlich

zu dem Anspruch Stellung nehme°

Die hilfsweise erhobene Verpflichtungsklage hält das LSG

für zulässig, weil sie einen anderen Streitgegenstand

betreffe als das frühere Urteil, jedoch für unbegründet°

Das Gericht habe nur zu prüfen, ob die Beklagte mit ihrer

Weigerung die gesetzlichen Grundlagen ihres Ermessens über—

schreite oder den Zweck ihrer Ermessensfreiheit verfehle,

indem sie die Neufeststellung nach 5 627 EVO ablehne, ob-

gleich sie sich über die Berechtigung des AnsPruchs im klaren

sei° Es komme nicht darauf an, ob die Beklagte zu der Frage,

ob L° an den Folgen se:ner Berufsktankheiten verstorben sei,

eine falsche Auffassung vertrete; diese Frage sei nur für den
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Lcistungsanspruch von Bedeutung, über den bereits rechts—

.kräftig entschieden sei° Für die Widerrufsklage nach 5 627 der

Reichsversichérungsordnung (EVO) komme es nur auf das Ver—

halten der Beklagten vor und bei Erlaß ihres Bescheides,

nicht auf das Ergebnis ihrer Entscheidung an° Die Klägerin

trage keine Gründe vor, die die Annahme nahelegten, die Be—_

klagte halte ihre Ansprüche im Grunde für berechtigt° Es

lägen auch keine Gründe vor, die Redlichkeit der Beklagten

in Zweifel zu ziehen, Im übrigen decke das überreichte Gut—

achten auch keine grundsätzlich neuen Tatsachen auf, die

allen früheren Gutachten den Boden entzögen; es bereichere die

medizinische Diskussion lediglich um einige bisher noch nicht

erörterte Möglichkeiten° Einen eindeutigen Nachweis des

ursächlichen Zusammenhangs habe Prof° Dr° ijgngnicht führen

können° Das LSG hat die Revision zugelassen, weil es der

nicht einheitlichen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

(BSG) nicht in allen Punkten gefolgt sei°

Mit der Revision rügt die Klägerin Verletzung des 5 627 EVO
sowie der 55 54 Abs, 4, 409, 442 Abs, 2 SGG° Aus dem
Berufungsantrag ergebe sich bei richtiger Auslegung, daß

schon mit dem Hauptantrag nur die Verurteilung zum Erlaß

eines Neufeststellungsbescheides erstrebt worden sei;

zumindest hätte das LSG einen solchen sachdienlichen Antrag

veranlassen müssen° Bei der Entscheidung über den Hilfsantrag

habe das LSG seine ihm im Rahmen des 5 627 RVG obliegende
Pflicht verletzt, den Sachverhalt an Hand des neuen Materials

vollständig aufzuklären, um die Rechtsanwendung der Ver—

waltung zu kontrollieren„

Es sei nicht auszuschließen, daß das LSG dem Antrag, ein

Fachpathologisches Obergutachten einzuholen — wie es auch

Dr° Hij;jdem Gericht anheimgestellt habe —, deshalb nicht

entsprochen habe, weil es auf Grund seines Bechtsirrtuns

angenommen habe, zur weiteren Sachaufklärung nicht ver—
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pflichtet zu sein° Hierin liege auch eine Verletzung des.
5 409 SGG, da der zu hörende Arzt namentlich und mit An—
schrift bezeichnet worden sei„

Die Klägerin beantragt,

4° das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg vom

4607„4970 aufzuheben° '

2° a) unter Abänderung des Urteils des Sozialgerichts

Hamburg vom 4904° 4970 den Bescheid der Beklagten

vom 4° 40° 4968 und ihren Wider8pruchsbescheid

vom 29° 40° 4968 aufzuheben

und die Beklagte zu verpfliöhten‚der Klägerin
einen Bescheid über die Gewährung von Hinter—

bliebenenleistungen aus der gesetzlichen Unfallvern

sicherung nach ihrem am 50° 44° 4959 verstorbenen

Ehemann zu erteilen,

die Beklagte für verpflichtet zu erklären, der
Klägerin einen neuen Bescheid zu erteilen;

'b) die Sache zur erneuten mündlichen Verhandlung

und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück—

zuverweisen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig und die vorge—
brachten Revisionsgründe für nicht std.tzhhaltig° Es sei zu
berücksichtigen, daß bereits in dem rechtskräftig abge—

schlossenen Verfahren zwei Gutachten nach 5 409 SGG einge—

holt worden seien„ Daß sie —
Beklagte

— sich nicht von der
Unrichtigkeit ihrer früheren Entsoheidung habe überzeugen

können, ergebe sich aus der Stellungnahme des vom SG gehörten
Sachverständigen Dr° Hilili
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Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündlich

Verhandlung durch Urteil (5 424 Abs° 2 SGG) einverstanden°

II

ie Revision der Klägerin ist insofern begründet, als der

,
Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das

LSG zurückzuverweisen ist°

Nechdem die Klägerin durch ihr Vorbringen in der Revisions—

begründung und die entsprechende Neuformulierung des Revi—

sionsantrngs klargestellt hat, daß sie im vorliegenden Ver—

fahren nicht die Verurteilung zur Leistung, sondern nur die

Verpflichtung zur Erteilung eines neuen Bescheides begehrt,

kommt es auf die Ausführungen des LSG zur Unzulässigkeit der

Leistungsklage nicht mehr an° Die Klägerin ist insoweit

nicht beschwert, weil das LSG auch über die hilfsweise geltend

gemachte Verpflichtungsklage sachlich entschieden_hat und

die Zurückweisung der Berufung sich auch aus dieser Entschei—

dung ergibt° Im übrigen hatte das Gericht auch keinen Anlaß

zu der Annahme, mit dem weitergehenden Hauptsntrag solle nur

das gleiche erstrebt werden wie mit dem noch besonders ge—
stellten Hilfsantreg, der sich dann ja erübrigt hättec Einer,

Prüfung der Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen die

Erteilung sogenannter Zweitbescheide den Rechtsweg neu er-
öffnet, bedurfte es im vorliegenden Fall schon deshalb nicht,

weil die Beklagte keinen den Leistungsanspruch erneut ver—
neinenden Zweitbescheid erlassen, sondern es abgelehnt

hnt, die Leistung nach 5 627 RVG neu festzustellen°

Bei der Entscheidung über den hilfsweise gestellten Antrag

nnp Erteilung eines neuen Bescheides nach % 627 EVO ist das

TSG von einer zu engen Auslegung dieser Vorschrift ausge-
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gangen; es will die Verpflichtung des Versicherungsträgers

zur Neufeststellung einer bindend abgelehntén Leistung davon

abhängig machen, daß er tatsächlich von der Unrecht—

mäßigkeit seiner früheren Entscheiduhg überzeugt ist° Nach

ständiger Rechtsprechung des BSG ist der tatsächlichen Uber—

zeugung der Fall gleichzustellen, in dem die Unrechtmäßig—

keit so offensichtlich ist, daß der Versicherungsträger

sie bei erneuter Prüfung hätte erkennen müssen (BSG 49,58;

49, 464, 468; SozR Nr° 4 zu 5 95 EKG; SozR Nr° 42 zu
5 455 RVG)° Bei diesem "Erkennenmüssen" handelt es sich
nicht etwa, wie das LSG meint, um die Vermutung, die Ab—

lehnungsgründe des Versicherungsträgers seien nur vorge—

schützt, er sei in Wirklichkeit von der Unrechtmäßigkeit

des früheren Bescheides überzeugt, vielmehr hat der Ver—

sicherungsträger als "überzeugt" zu gelten, wenn sich aus
objetiven Merkmalen eine "gewisse Evidenz der Unrichtig—

keit" seiner früheren Entscheidung ergibt (BSG 49, 45)° Im

Gegensatz zur Auffassung des LSG ist also nicht nur das

_Verhalten des Versicherungsträgers vor undbei Erlaß des

Überprüfungsbescheides, sondern auch das inhaltliche Er—

gebnis dieser Entscheidung gerichtlich nachprüfbar° DemgemäP

ist die gegen einen solchen Bescheid geriChtete Aufhebungs—

und Verpfli0htungsklage nicht — wie das LSG meint — darauf

beschränkt, die Unredlichkeit des Versicherungsträgers darzu»

legen; es genügt vielmehr ein Vorbringen
, das geeignet ist,

die frühere Entscheidung als so offensichtlich unrichtig auszun

weisen, daß ein Festhalten daran keinesfalls mehr vertretbar

erscheint° In diesem Umfang — allerdings auch nur in diesem

Umfang — unterliegt die Überprüfungsentscheidung des Ver—

sicherungsträgers inhaltlich der gerichtlichen Nachprüfung°

Im Rahmen dieser Nachprüfung bedarf es dann aber auch einer
vollständigen Sachaufklärung durch das Gericht (BSG 49, 464,

468; SozR Nr° 4 zu € 95 EKG; Urteil des erkennenden Senats

vom 50, Juni 4970 — 7/2 RU_495/68 —)° ‘
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Im vorliegenden Fall hat das LSG — seiner Rechtsauffassung

entsprechend — seine Entscheidung im wesentlichen darauf

gestützt, daß die Beklagte das Vorbringen der Klägerin

pflichtgemäß geprüft habe und daß keine Gründe vorlägen,

ihre Redlichkeit in Zweifel zu ziehen° Diese rein auf das

subjektive Moment abstellende Begründung des LSG reicht,

wie vorstehend dargelegt, bei richtiger Auslegung des

5 627 EVO nicht aus° Es ist nicht klar erkennbar, ob seine

anschließenden Ausführungen, die mit den Worten "Das Gutachten deckt

im übrigen „„„„„
°" beginnen, als tragende Entscheidungsgründe

im Sinne einer auf tatsächlichen Feststellungen beruhenden
Hilfsbegründung oder nur als zusätzliche Bemerkungen (obiter dicta)

anzusehen sind° Für seine dort geäußerte Ansicht‚ daß nämlich das

von der Klägerin vorgelegte Gutachten keine grundsätzlich neuen
Tatsachen aufdecke

,
sondern lediglich diéqmödizinische Diskussion

um einige bisher noch nicht erörterte Möglichkeiten berei—

chere‚ und daß der Gutachter auch keinen eindeutigen Nach—

weis dafür habe führen können, daß L° an einer berufskrank—

heitsbedingten Herzmuskel— und Gefäßerkrankung verstorben

sei, gibt das LSG nämlich keine weitere Begründung und geht

insbesondere nicht auf die von der Beklagten und vom SG

hierzu erhobenen Beweise ein° Schließt man hieraus, daß

es sich nur um zusätzliche Bemerkungen handelt, so fehlt

es an tatsächlichen Feststellungen dafür, daß die Beklagte

nicht etwa auf Grund des vorliegenden Sachverhalts als

“überzeugt" zu gelten habe° Da dem Revisionsgericht selbst
die Würdigung der genannten Beweise verwehrt ist„ müßte daher
der Rechtsstreit an das LSG zurückverwiesen werden° Zum

gleichen Ergebnis kommt man aber auch dann, wenn man davon
ausgeht; das LSG habe mit diesen Ausführungen eine zusätzli—

che, der Rechtsprechung des BSG entsprechende Hilfsbegründung

gegeben, weil die Entscheidung dann auf einem mit der '

Revision gerügten Verfahrensmangel, nämlich einer Verlet—

zung des 5 409 SGG, beruht°
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Der in der Berufungsbegründung der Klägerin vom 500 April

4970 gestellte Antrag, ein weiteres fachpathologisches

Gutachten von Profo Dr, w, Hält, 555 Marburg (Lahn), Patho—
logiSches Institut der Universität, einzuholen, um die offen»

sichtliche Unbegründetheit der Ablehnung durch die Beklagte

zu bestätigen, erfüllt die Voraussetzungen eines Antrages

nach 5 409 SGG, ohne daß es der besonderen Anführung dieser

Vorschrift oder der Erklärung bedurfte, zu einem Kosten—

vorschuß bereit zu sein (BSG SozR Nr„_26 zu 5 409 SGG)° Es
handelt sich bei 5 409 SGG um eine zwingende Verfahrensvor—

schrift, die aus rechtsstaatlichen Gründen erlassen ist

und der Gleichbehandlung der Beteiligten vor Gericht bei

der Beschaffung von Beweismitteln dient (BSG 2, 255)° Das
Recht des Versicherten oder Hinterbliebenen, die Anhörung

eines bestimmten Arztes, dem er Vertrauen schenkt, zu

verlangen, muß daher grundsätzlich auch für die gericht—

liche Nachprüfung eines nach 5 627 EVO ergangenen Über—
prüfungsbescheides gelten, allerdings nur insoweit, als es

dabei auf eine medizinische Beurteilung überhaupt ankommt

(vgl° BSG29, 27a, 284 ff zu 5 40 Abs„ %Verwve)°Einem
Antrag nach 5 409 SGG braucht daher nicht entsprochen zu

werden, wenn nach der Überzeugung des Gerichts schon der

Versicherungsträger den Überprüfungsantrag ohne neue medi—

zinische Aufklärung ablehnen durfte, weil etwa das Vorbringen

des Antragstellers im Sinne des 5 627 RVOnicht schlüssig
oder völlig unsubstantiiert war° Bedurfte aber der Versi—

cherungsträger zur pflichtgemäßen Überprüfung seines frü—

heren Bescheides einer ärztlichen Beurteilung oder bedarf

ihrer das Gericht, um die neue Entscheidung des Versiche—

rungsträgers zu überprüfen, so kann dem Kläger sein in

€ 409 SGGverbrieftes Recht, daß auch der Arzt seines Ver—
trauens hierzu gehört wird, nicht verweigert werden° Ziel

des Beweisantrags kann dabei allerdings nur sein, das Ge—

richt davon zu überzeugen, daß die zur Ablehnung des_An— !
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spruchs führenden früheren medizinischen Beurteilungen

im Ergebnis unhaltbar sind und demgemäßdas Festhalten

der Beklagten an ihrer früheren Entscheidung nicht mehr

vertretbar ist° Es ist Sache des Antragstellers, die Er-

folgsaussichten eines derart beschränkten Antrags und das

damit verbundene Kostenrisiko abzuwägen; das Gericht darf

insoweit eine Würdigung des Ergebnisses nicht vor— ‘

wegnehmen° Der Umstand, daß bereits im ursprünglichen Ver—

fahren ein Gutachten nach 5 409 SGG eingeholt werden ist,

steht der Anwendung der Vorschrift im Überprüfungsverfahren

nicht entgegen, weil es sich hier um ein auf ein anderes Ziel

gerichtetes Verfahren und um ein anderes Beweisthema handelt°

Bei der Prüfung der Frage, ob hiernach im vorliegenden Fall

die Voraussetzungen für einen Antrag nach 5 109 SGG gegeben

sind, ist von der Auslegung des 5 627 RVG auszugehen, die

der — möglicherweise als solche aufzufässenden
— Hilfsbegrün—

dung des LSG zu Grunde liegt„ Diese Begründung kann aber ,
wenn das LSG das auch nicht besonders ausge3prochen hat, nur
das Ergebnis einer medizinischen Beweiswürdigung sein„ Das

folgt schon daraus, daß im Überprüfungsverfahren auch die

von Prof° Dr° K::rx■.vorgenommenen neuen Sclnitte durch die

archivierten Präparate zu beurteilen waren° Selbst wenn man
der Begründung entnehmen wollte, das von der Klägerin vorge—
legte Gutachten von Prof„ Dr° K13531 sei im Sinne des 5 627

‚EVO nicht schlüssig, so wäre auch diese Erkenntnis nur auf

Grundä■züicher Beurteilung möglich° Kam es hiernach also für die

Entscheidung doch auf eine ärztliche Beurteilung an, so war auch

im Rahmen des @ 627 RVG die besondere Beweisvorschrift des

5 409 SGG anzuwenden; die Klägerin kann verlangen‚ daß zu
dem — allerdings eingeschränkten — medizinischen Beweisthema

auch der von ihr benannte Arzt gehört wirdo'Da das LSG

sich erkennbar mit diesem Antrag überhaupt nicht befaßt

hat, ist 5 109 SGG verletzt° Auch unter Berücksichtigung
der vom LSG — möglicherweise — hilfsweise gegebenen Be—

_ 12 _
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gründung seines Urteils ist daher das angefochtene Urteil

aufzuheben und der Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung zurückzuverweisene

Die Verwendung des Ausdrucks "eindeutiger Nachweis" in der

Hilfsbegründung des LSG könnte noch Anlaß zu folgender Bemer—

kung bieten: Im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung wird

für den Zusammenhang zwischen Unfall und Tod eine absolute

Sicherheit nicht verlangt; es ist vielmehr als genügend anzu—

sehen, daß bei vernünftiger Abwägung aller Umstände die für den

Zusammenhang sprechenden Erwägungen die dagegen sprechenden so

stark überwiegen, daß eine richterliche Überzeugung darauf ge—

gründet werden kann (BSG, SozR Nrc 45 zu 5 428 SGG und Nr° 20

zu 5 542 aF RVG)° Ein den Zusammenhang verneinender ablehnender

Bescheid ist also schon dann objektiv unrichtig, wenn eine in

diesem Sinne überwiegende Wahrscheinlichkeit des Zusammenhangs

vorliegto Das gilt auch im Rahmen der Überprüfung nach 5 627

RVO° Würde sich also im vorliegenden Falle das Gutachten von

Prof„ Dr° K j;;;;els "zur Überzeugung zwingend“ erweisen, so wäre 5

es im Sinne der Klage unschädlich, daß es den Zusammenhang nicht

mit absoluter Sicherheit‚ sondern nur mit “an Sicherheit gren—

zender«Iahrscheinlichkeit"bejaht
° '
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